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Olympia 2026: Finanzielle Hochrisikospiele

Die Befürchtungen des Komi-
tees Olympiakritisches Grau-
bünden haben sich bewahrheitet: 
Erneut kommt es, am 12. Febru-
ar 2017, zu einer Abstimmung 
über die Kandidatur für Olym-
pische Winterspiele, diesmal für 
jene im Jahr 2026. Das Komitee 
erteilt ihr auch diesmal eine kla-
re Absage.

Mit 25 Millionen Franken 
vom Kanton kann zwar, zusam-
men mit Bundesmitteln, eine 
internationale Kandidatur der 
Schweiz lanciert werden. Nur 
weiss niemand, was das gesamte 
Giga-Sportfest am Ende kosten 
wird, sollte das IOC dem Schwei-
zer Dossier denn überhaupt je 
den Zuschlag geben. Der Bun-
desrat wird das Parlament erst 
im Mai 2018 mit einer Botschaft 
bedienen, aus der hervorgeht, 
wie weit der Bund eine Defizit-
garantie geben muss. Eine Milli-
arde Franken wird nicht ausrei-

chen, um die Infrastrukturen zu 
finanzieren und die Kosten für 
die Sicherheit vor terroristischen 
Anschlägen zu decken. Das IOC 
verlangt eine unbeschränkte De-
fizitgarantie.

Die Katze im Sack kaufen?
Wir haben die Pläne zur bünd-
nerischen Kandidatur für die 
Olympischen Winterspiele 2026 
kritisch geprüft: In der Botschaft 
sind nur allgemeine Wünsche 
aufgeführt wie neun dezentra-
le Austragungsorte, verteilt auf 
Graubünden, die Innerschweiz 
und Zürich, sowie – schön ver-
streut – vier Olympische Dörfer. 
Ohne grosse Host-City wie Zü-
rich wird dies vom IOC niemals 
akzeptiert werden.

Für ein Nein am 12. Februar 
2017 spricht sich das Komitee 
Olympiakritisches Graubünden 
aber vor allem deshalb aus, weil 
die Pseudoreform-Agenda 2020 

Graubünden

Mehr Infos: www.olympia-nein.ch

Mit der Pseudoreform-Agenda 2020 
des IOC hat sich nichts geändert:  
TV-Einnahmen dem privaten IOC, 
Defizite der öffentlichen Hand!

Im Bericht und Antrag Nr. 
118/2016 heisst es nun zur Posi-
tion des VCL: «Im Rahmen der 
Planung von Parkplätzen für ei-
nen Arbeitgeber sei es ‹vernünf-
tig› zu untersuchen, ob die Zahl 
der Parkplätze wirklich mit dem 
heutigen Modalsplit der Mitar-
beitenden geplant werden soll 
oder ob als Alternative nicht 
durch die Einführung von Be-
trieblichem Mobilitätsma-
nagement mit Push‐ und Pull‐
Massnahmen der Modalsplit 
zugunsten alternativer Verkehrs-
mittel geändert werden soll und 
so deutlich weniger Parkplätze 
benötigt werden. In diesem Sinne 
sei für Projekte von Parkhäusern 

und Parkplätzen die Prüfung 
von Betrieblichem Mobilitäts-
management nach Ansicht des 
VCL immer eine ‹vernünfti-
ge Alternative›. Dieser Sichtwei-
se stimmt die Regierung inhalt-
lich zu.»

Und nach Ausführungen zum 
Baugesetz ist weiter zu lesen: «Da 
das Baurecht eine Abweichung 
der vorgeschriebenen Abstell-
plätze bei Vorliegen eines Mo-
bilitätskonzepts erlaubt, ist eine 
solche Prüfung im Rahmen einer 
UVPG‐Prüfung als vernünfti-
ge Alternative zu bezeichnen. 
Formal ist jedoch festzuhalten, 
dass wie im massgebenden Bau-
recht der Projektträger auch im 

Rahmen der UVP nicht dazu 
verpflichtet werden kann, diese 
Alternative zu prüfen.»

Der VCL darf sich bestätigt 
fühlen und zieht den Schluss: 
Es braucht also gesetzliche Vor-
gaben für Betriebliches Mobi-
litätsmanagement mit Push‐ 
und Pull‐Massnahmen, d.h. 
Parkplatzbewirtschaftung und 
Mobilitätsbeitrag sowie einen 
Zielwert von höchstens 55 Pro-
zent MIV (Pendelfahrten allein 
per Auto oder Motorrad). Dies 
für Arbeitgeber mit mehr als 50 
Beschäftigten, also für gut 100 
Betriebe im Land. Freiwillige 
Massnahmen sind gut, reichen 
aber nicht aus.

Alle können nur gewinnen
Heute werden die Arbeitswege in 
und nach Liechtenstein im Jah-
resdurchschnitt zu etwa 70 Pro-
zent allein per Auto (wenige per 
Motorrad) zurückgelegt, wäh-
rend rund 20 Prozent auf den 
kollektiven (öffentlicher Ver-
kehr, Fahrgemeinschaft, Werk-
bus) und etwa ein Zehntel auf 
den Fuss- und Fahrradverkehr 
entfallen. Bei fortschrittlichen 
Firmen aber fährt nur die Hälf-
te allein per Auto. Warum? Ganz 
einfach: Diese Arbeitgeber ha-
ben Betriebliches Mobilitätsma-
nagement als Teil der Unterneh-
mens-Prozesse eingeführt; mit 
Mobilitätsbeitrag und Aktionen 

Freiwilligkeit reicht nicht
Bei der Vernehmlassung zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung hatte 
der VCL eine Stellungnahme abgegeben. Nun liegt die bemerkenswerte offizielle 
Reaktion darauf vor.

Fürstentum Liechtenstein

des IOC an den Rahmenbedin-
gungen nichts Wesentliches ge-
ändert hat. Sollte das Bündner 
Volk eine Kandidatur unterstüt-
zen, werden wir das Dossier und 
die Budgets für Durchführung, 
Infrastruktur und Sicherheit 
weiterhin kritisch prüfen – und 
uns erfahrungsgemäss auch in 
der zweiten Abstimmung im 
Herbst 2018 dagegenstellen müs-
sen. Das definitive und detail-
lierte Durchführungskonzept 
wird leider wieder nicht IOC-
verbindlich sein, und vor allem 
wird kein Sicherheitsbudget mit 
(un-)beschränkter Defizitgaran-
tie ausgewiesen werden können.

Stefan Grass, Leiter des Komitees 

Olympiakritisches Graubünden
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Hilfreiche neue Schilder
Seit dem 1.1.2016 gilt, dass Sack-
gasse-Schilder mit einem Fuss-
gänger- und/oder Velo-Pikto-
gramm ergänzt werden sollen, 
wenn die Strasse beziehungswei-
se der Weg für den Langsamver-

Nein zum Billett-
schalter-Abbau
In zehn grösseren Gemeinden in 
unserem Kanton will die SBB die 
externen Billettverkaufsstellen in 
gut einem Jahr abschaffen, so in 
Sirnach, Bischofszell, Sulgen und 
Steckborn. Dagegen protestieren 
wir mit einer Petition an die SBB 
und fordern, dass die bewähr-
te Partnerschaft für den bedien-
ten Billettverkauf durch Dritte 
beibehalten wird. Für viele – vor 
allem ältere – Leute würde das 
Bahnfahren durch einen solchen 
Abbau erschwert. Bitte unter-
schreiben Sie die VCS-Petition.

� Peter Wildberger

als Anreizen sowie Parkplatzbe-
wirtschaftung als Abreiz.

Durchs Umsteigen vom Auto 
auf die eigenen Füsse, das Fahr-
rad und den öffentlichen Ver-

kehr können alle nur gewinnen. 
Die damit verbundene Gesund-
heitsförderung erhöht die Pro-
duktivität. Es resultieren tiefere 
Wegkosten für Arbeitnehmende 

und tiefere Parkplatzkosten. Der 
wirklich nötige Verkehr fliesst zu 
den Hauptverkehrszeiten freier, 
und bei der Strasseninfrastruk-
tur lässt sich Geld sparen, da der 

Rad- und der öffentliche Verkehr 
gut zehn Mal weniger Fläche pro 
Person beanspruchen als der Au-
toverkehr. 

� Georg Sele

kehr durchgängig ist. Das ist für 
Ortsunkundige wichtig, denn oft 
handelt es sich für jene, die zu 
Fuss oder mit dem Velo unter-
wegs sind, um die angenehms-
ten (Direkt-)Verbindungen. Bitte 

melden Sie es bei den Gemeinde-
behörden, wenn in Ihrer Umge-
bung die Signalisation mit sol-
chen Schildern ergänzt werden 
sollte.�

� Thurgau

Weissenstein: Schwingfestplatz und Erholungsgebiet

Die Überarbeitung des kanto-
nalen Nutzungsplans für die-
ses Gebiet von nationaler Bedeu-
tung erfolgt im Zusammenhang 
mit der Erneuerung und Erwei-
terung des Kurhauses. Am Mit-
wirkungsverfahren, das bis Mit-
te Oktober lief, hat sich auch 
der VCS Solothurn beteiligt: Er 
begrüsst die geplanten klaren 
Regelungen betreffend Parkie-
rung und Ausnahmebewilligun-
gen – und schlägt vor, dass pro 
Jahr höchstens drei Grossver-
anstaltungen bewilligt werden. 

Schwingfeste sind naturnahe Anlässe. Dem VCS ist wichtig, dass diese weiter 
stattfinden. Aber der Solothurner Hausberg braucht auch Schutz. 

Damit wären das Weissenstein-
Schwinget und auch das Uhuru-
Festival weiterhin möglich. Auch 
bei bewilligten Grossanlässen 
muss nach Ansicht des VCS die 
Seilbahn, die seit zwei Jahren in 
Betrieb ist und pro Stunde 900 
Personen befördern kann, das 
primäre Transportmittel sein, 
was zweckmässig angepasste Be-
triebszeiten bedingt. Die Veran-
stalter sollen zudem attraktive 
ÖV-Kombi-Billette anbieten. Er-
gänzend soll das Parkieren von 
Autos bei Grossveranstaltun-

gen weiterhin möglich sein. Sinn 
macht, dass Alleinreisende die 
Seilbahn nehmen und Autos, in 
denen mehrere Personen sitzen, 
auf den Berg hochfahren.

Trotz dieser klaren Faktenlage 
wurden in verschiedenen Medi-

en Falschmeldungen verbreitet, 
die den Eindruck erweckten, der 
VCS wolle ein Verbot des Weis-
senstein-Schwingets. Dies ist 
selbstverständlich nicht der Fall.

Der Vorstand des VCS Solothurn

� Solothurn

Der VCS wünscht 
dem Weissenstein-

Schwinget beste 
Aussichten auch in 
Zukunft – als mög-

lichst umweltfreund-
licher Grossanlass.

©Pazit Polak/flickr.com

www.verkehrsclub.ch/unsere-themen/ 
petition-serviceabbau/


